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Verabschiedung des neuen Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG) 
Düsseldorf 
Zur Verabschiedung des neuen Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG) durch den Landtag erklärt der stellvertretende Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Peter Hugo:

„Der Landtag hat heute das Rad um 30 Jahre zurück gedreht. Von einem modernen Mitbestimmungsgesetz für den öffentlichen Dienst, wie die FDP behauptet, kann keine Rede sein. Enttäuschend ist das Verhalten der CDA-Mitglieder in der CDU-Landtagsfraktion. Von ihrem starken Protest gegen die Einschränkung der Mitbestimmung ist nichts übrig geblieben. Am Ende war die parteipolitische Koalitionsdisziplin für sie wichtiger als ihre eigenen schwerwiegenden Argumente. Die Gewerkschaft der Polizei kritisiert vor allem, dass die Besonderheiten des Polizeidienstes vom neuen LPVG in keiner Weise berücksichtigt werden. Das neue LPVG wird weder Zeit noch Geld einsparen. Das Vertrauen der Beschäftigten wird nachhaltig beschädigt. Nordrhein-Westfalen hat seinen Vorbildcharakter als arbeitnehmerfreundliches Land verloren“.  

Nach dem Umfallen der CDA-Vertreter werden wir damit bis zur nächsten Landtagswahl leben müssen. 

Wahltag ist Zahltag – Landtag gibt modernem Kurfürstentum gesetzliche Grundlage

Nach der Parole „Direktionsrecht stärken, Mitbestimmung ist lästig“ haben CDU und FDP im nordrhein-westfälischen Landtag das neue LPVG verabschiedet. Jetzt können schwache Behördenleiter zeigen wer Herr im Haus ist. Partnerschaftliche Zusammenarbeit, Diskussion auf Augenhöhe wird mit Inkrafttreten des Gesetzentwurfes abgeschafft.

Das in die Jahre gekommene Bundespersonalvertretungsgesetz als Vorbild für ein angeblich „modernes“ LPVG zu nehmen, ist ein Stück aus dem Tollhaus.

Wer in Deutschland 18 Jahre alt ist, darf wählen. Studenten an den Polizeifachhochschulen dürfen künftig nicht mehr an der Wahl der Personalvertretungen teilnehmen. Auch hier: Entmündigung!

Die CDU-Fraktion betonte in der Landtagsdebatte, die DPolG habe sich bei ihr bedankt.

Die Entschuldigung von sieben Abgeordneten des „Arbeitnehmerflügels“ der CDU-Fraktion (CDA-Mitglieder), sie hätten nur aus Koalitionsräson zugestimmt, ist peinlich. Deutlicher hätte nicht demonstriert werden können, dass Parteipolitik wichtiger ist als sachliche Argumente.

Vertreter der GdP haben die Debatte im Landtag verfolgt. Zuhörer dürfen ihre Meinung nicht äußern, Abgeordnete dürfen im Plenum lügen, dass sich die Balken biegen. Innenminister Wolf behauptete, er habe mit den Gewerkschaften geredet. Wahr ist, dass er in den vergangenen Monaten jeder öffentlichen 
Auseinandersetzung in Sachen LPVG mit den Personalräten und Gewerkschaften aus dem Wege gegangen ist. Wahr ist, dass er, lange bevor der Gesetzentwurf vorlag, lediglich an einem Gespräch des Ministerpräsidenten mit den Gewerkschaftsvorsitzenden teilgenommen hat.

Die gewachsene Tradition der Mitbestimmung in NRW ist auf dem Altar der marktradikalen FDP-Ideologie "Privat vor Staat" geopfert worden.

Bis zur nächsten Landtagswahl wird sich daran nichts mehr ändern.

Aber die GdP bleibt die Interessenvertretung, die mit allen gewerkschaftlichen Mitteln, auch 

unter erschwerten Bedingungen, die Individualrechte der Polizeibeschäftigten verteidigt.

21.09.2007

Nochmals zur Beihilfebearbeitung

Düsseldorf. 
Aufgrund zahlreicher Beschwerden in den letzten Wochen und Monaten über unverhältnismäßig lange Bearbeitungszeiten, hatten wir uns Abhilfe suchend an das Landesamt für Besoldung und Versorgung gewandt und von dort die Auskunft erhalten, dass bereits Maßnahmen getroffen wurden, die Abhilfe verschaffen sollen.
Wer im letzten Monat einen Beihilfeantrag eingereicht hatte, bekam vom LBV bereits ein Informationsblatt mit einer Begründung zur langen Bearbeitungszeit der Anträge zugesandt. Ausführlichere Aussagen dazu sind auch noch nachzulesen unter www.gdp-nrw.de  Senioren / News Senioren und in dem Artikel Seite 6 der DP, Ausg. Nr. 10/2007( Landesjournal). 

Hinweis:
Im Zusammenhang mit der Pflegeversicherung möchte ich an dieser Stelle auf den lesenswerten Artikel „Berliner Beschlüsse zur Pflegeversicherung“ in der DP, Ausg. Nr. 10/2007, Seite 30 (Seniorenjournal),  hinweisen. 

Auch wir GdP-Pensionäre 

werden aktiv alles daran setzen, 

um weitere Nachteile für Polizeiberuf zu verhindern.

Dafür kämpfen wir mit unserer Gewerkschaft.
Euer

Ansprechpartner für Senioren
       -Jo. Paschke-
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